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Verraten und vergessen
O. I. U Papua ist die östlichste Region
von Indonesien. Ehemals hiess sie Irian
Jaya oder Westpapua und umfasst den
westlichen Teil der Insel Neuguinea mit
Papua-Neuguinea als unabhängigem
Nachbarstaat. Die Region Papua ist
420 000 km2 gross und grossteils bewal-
det, mit Bergen mit bis zu 5000 Metern
Höhe. 2,7 Millionen Einwohner. Jaya-
pura ist die Hauptstadt.

1865–1962 als Niederländisch-Neu-
guinea niederländische Kolonie.

1961 erklärte eine Versammlung von
Papua die Unabhängigkeit der Region

und hisste die symbolträchtige Morgen-
sternflagge.

1969 vertraute die Uno jedoch Papua
1963 der Verwaltung durch Indonesien
an, das bereits 1949 unabhängig gewor-
den war und das Recht auf die Nachfolge
an der ehemals niederländischen Besit-
zung geltend machte.

1969 mit der manipulierten Act of
Free Choice durch Indonesien einver-
leibt, unter Anerkennung der Uno. Be-
waffneter Widerstand durch die Organi-
sasi Papua Merdeka (OPM, Organisation
Freies Papua) seit den sechziger Jahren.
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Die umstrittene Grasberg-Mine des amerikanischen Bergbauunternehmens Freeport-McMoRan. ROB HUIBERS / PANOS

Indonesiens Papua wollen die Unabhängigkeit
Kein Ende des Konflikts zwischen der melanesischen Bevölkerung und Jakarta in Sicht

Die Ureinwohner von Papua
haben den Kampf für ihre Unab-
hängigkeit wiederaufgenommen.
Im Juli sind Zehntausende dafür
auf die Strasse gegangen. Doch
Jakarta denkt nicht daran, seine
Schatzkammer mit der grössten
Goldmine der Welt aufzugeben.

Nicole Meier, Jakarta

Mit «Alhamdulillah!» (Gelobt sei Gott)
hat der indonesische Präsident Susilo
Bambang Yudhoyono seine Rede be-
gonnen. Er freue sich auf die verstärkte
Zusammenarbeit seines Landes mit der
Schweiz. Yudhoyono stand an einem
kleinen Rednerpult in seinem Palast –
zu seiner Rechten Bundespräsidentin
Doris Leuthard und einen Kronleuchter
entfernt eine Schar indonesischer sowie
eine Handvoll Schweizer Journalisten.
Leuthard ihrerseits lobte den ersten
vom Volk direkt gewählten Präsidenten
des Staates mit der grössten muslimi-
schen Bevölkerung der Welt dafür, dass
er Indonesien zu mehr Frieden und
mehr Stabilität geführt habe.

Erzwungener Anschluss
Das war am 7. Juli. Nur einen Tag nach
dem Staatsbesuch geschah etwas, was
nicht ins Bild des Staates passt, der sich
dem Westen gerne als stabile Demokra-
tie und lukrativen Handelspartner prä-
sentiert. In Papua, der östlichsten Pro-
vinz des Archipels, gingen Tausende
von Ureinwohnern auf die Strasse. Sie
protestierten gegen die Sonderautono-
mie, die ihnen die Regierung in Jakarta
2001 gegeben hatte. Diese Autonomie
habe versagt und ihnen keine besseren
Lebensbedingungen gebracht, kritisier-
ten sie. Die Menschenmenge besetzte

das Gelände des Provinzparlaments in
Papuas Hauptstadt Jayapura und for-
derte einen Dialog über den Status
Papuas unter internationaler Mediation
– und letztlich die Unabhängigkeit von
Indonesien.

Die melanesischen (dunkelhäutigen)
Ureinwohner Papuas fühlen sich von
Jakarta geknechtet und um ihre Rechte
betrogen. Dieses Gefühl wurzelt im Jahr
1969, das bei den Ureinwohnern ein kol-
lektives Trauma hinterlassen hat. In der
sogenannten Act of free choice sollten
sie über die Zukunft der ehemaligen
niederländischen Kolonie bestimmen.
Das Resultat war deutlich und stellte
Papua unter indonesische Herrschaft.
Doch der Entscheid war alles andere
als frei: Laut Kritikern wurden die
1000 handverlesenen Wahlmänner be-
stochen und bedroht. Die Uno aner-
kannte das Resultat gleichwohl.

Seither ist Papua nie zur Ruhe ge-
kommen. Seit Jahren herrscht ein un-
durchsichtiger Konflikt um die Ausbeu-
tung natürlicher Ressourcen, die Ein-
wanderung von Indonesiern aus ande-
ren Landesteilen und die Frage der Un-
abhängigkeit. Zehntausende von Papua
sind dabei gewaltsam ums Leben ge-
kommen. Polizei und Militär sind stark
präsent, für Menschenrechtsverletzun-
gen berüchtigt, und sie operieren im
Vergleich zu anderen Landesteilen weit-
gehend unkontrolliert.

Abseits der Weltöffentlichkeit
Indonesien hat nicht das geringste In-
teresse daran, Papua aufzugeben: Es
würde seine Schatzkammer verlieren
und die nationale Einheit preisgeben.
Auf die Bedrohung seiner territorialen
Einheit reagiert das Land noch sensi-
bler, seit Osttimor 2002 nach militäri-
scher Intervention durch Australien un-

abhängig wurde, eine Schmach sonder-
gleichen. Deshalb – und weil der Papua-
Konflikt nicht ins Bild der modernen
Demokratie passt, das Jakarta gerne
zeichnet – sollen möglichst keine In-
formationen über den Konflikt nach
aussen gelangen. So verwehrt Indone-
sien westlichen Journalisten seit Jahren
konsequent den Zugang zur Insel. Me-
dienschaffende, die mit einem Touris-
tenvisum einreisen, werden umgehend
deportiert. Der jüngste Fall betrifft
zwei französische TV-Journalisten, die
Ende Mai einen Dokumentarfilm dre-
hen wollten.

Für Einheimische kann Hartnäckig-
keit mitunter tödlich enden. Am 30. Juli
wurde in Merauke im Südosten Papuas
die Leiche eines Journalisten des loka-
len TV-Senders entdeckt. Er lag nackt
und gefesselt in einem Fluss. Wer hinter
der Tat steckt, ist unklar. Doch Jour-
nalisten- und Nichtregierungsorganisa-
tionen vermuten den Grund für seinen
Tod in seinen Recherchen zu einem rie-
sigen Projekt für eine Palmölplantage.

Auch für internationale Organisa-
tionen ist Papua ein hartes Pflaster. Das
Internationale Komitee vom Roten
Kreuz (IKRK) musste im April auf Be-
fehl des Aussenministeriums sein Büro
in Jayapura schliessen. Dass die IKRK-
Delegierten Häftlinge besuchten, die
Indonesien für Separatisten hält, wurde
nicht länger goutiert. Auch Organisa-
tionen wie Human Rights Watch dürfen
nicht in Papua arbeiten.

Willkür und Bespitzelung
Seit 2004 vor Ort ist Peace Brigades
International (PBI) – eine Organisa-
tion, die unbewaffnete Schutzbegleitun-
gen für bedrohte Menschenrechtsver-
teidiger und Friedenserziehung anbie-
tet. Obwohl PBI keine Berichte verfasst
und Menschenrechtsverletzungen nicht
öffentlich anprangert, sind auch ihre
Freiwilligen vor Willkür und Einschüch-

terungsversuchen nicht geschützt. Nut-
zen sie ihren Spielraum in den Augen
der Sicherheitskräfte zu stark aus, wird
die bürokratische Schraube angezogen:
Plötzlich gilt beispielsweise die Reise-
erlaubnis nur noch für eine Woche statt
für einen Monat, was eine Organisation
de facto lahmlegt.

Bespitzelungen durch Geheimdienst-
ler der verschiedenen Polizei- und Mi-
litäreinheiten sind an der Tagesord-
nung. Und es kann vorkommen, dass
eines Morgens unangemeldet der Ge-
heimdienstchef der Polizei vor der Tür
steht und verkündet: Die Volontäre
haben den falschen Visumstyp, damit
dürfen sie hier nicht arbeiten. Um sol-
che Attacken zu parieren, dazu braucht
es viel Verhandlungsgeschick und die
richtigen Kontakte.

Alle gegen die Grasberg-Mine
Der Stein des Anstosses in der Unruhe-
provinz schlechthin ist die Freeport-
Mine. Von der Weltöffentlichkeit kaum
wahrgenommen, betreibt das ameri-
kanische Bergbauunternehmen Free-
port-McMoRan in Papua die grösste
Gold- und drittgrösste Kupfermine der
Welt, die Grasberg-Mine. Freeport gilt
als der grösste Steuerzahler Indone-
siens, und die Ureinwohner beklagen,
dass sie von diesem Reichtum nichts
sehen. Auch anderen ist die Mine ein
Dorn im Auge: Die separatistische Or-
ganisation Freies Papua (OPM) be-
trachtet sie als Symbol der Vorherr-
schaft Jakartas, und Nichtregierungs-
organisationen prangern Freeport an,
Gesetze zu missachten und Seen und
Flüsse zu verschmutzen.

Die Mondlandschaft, die sich dem
Betrachter beim Landeanflug auf Timi-
ka unweit der Mine zeigt, spottet in der
Tat jeder Beschreibung. Ausser grauem
Schlamm ist nichts zu sehen, soweit das
Auge reicht. Laut Schätzungen spült
Freeport täglich rund 115 000 Tonnen

Abraum der Mine in die Flüsse. Das
Bergwerk selbst ist Sperrgebiet und
wird vom Militär strengstens bewacht.

Die Mine zu besichtigen, ist ein Ding
der Unmöglichkeit. Am dichtesten her-
an kommt man über Google Earth. Wer
um ein Treffen mit Freeport-Verant-
wortlichen ersucht, wird von freund-
lichen jungen Amerikanerinnen im Ho-
tel Sheraton in Timika empfangen – und
in einem klimatisierten Konferenzraum
mit Powerpoint-Präsentationen über
Freeports Sozialprogramme abgespeist.

Fahnenhissen als Hochverrat
Das Bergwerk mit seiner Symbolkraft
ist den Papua ein Symbol fremder
Dominanz – genauso wie jeder mehr
oder weniger offen von einem freien
Papua träumt. Den bewaffneten Kampf
führt jedoch nur die OPM – schwach
bewaffnet und wenig organisiert, im
bergigen Dschungel teilweise gar mit
Pfeil und Bogen. Im Umgang mit
Rebellen und vor allem auch mit an-
geblichen Sympathisanten kennt In-
donesien kein Pardon. Allein schon
das Hissen der Morgensternflagge, des
Symbols für ein freies Papua, gilt als
Hochverrat und wird mit mehrjährigen
Haftstrafen geahndet; Zuwiderhandeln-
de sind zuweilen auf der Stelle erschos-
sen worden, wenn gerade keine Beob-
achter in Hinblick auf die Einhaltung
der Menschenrechte zugegen waren.

Zum ersten Mal in der Geschichte
hat Präsident Yudhoyono am 7. Juli –
am Tag von Leuthards Staatsbesuch –
einen politischen Gefangenen begna-
digt. Yusak Pakage war 2004 wegen
Fahnenhissens zu zehn Jahren Haft ver-
urteilt worden und hat nun ein Begnadi-
gungsgesuch gestellt. Diesen Schritt
verweigern die meisten politischen Ge-
fangenen jedoch, weil sie sich für un-
schuldig halten. Und das, obwohl die
Haftbedingungen in Papua schlecht
sind: Laut dem Anti-Folter-Komitee ist
Folter an der Tagesordnung.

Auch dem Eidgenössischen Departe-
ment für auswärtige Angelegenheiten
ist die Lage in Papua bekannt. Auf An-
frage teilt es mit, es verfolge «die Situa-
tion in Papua, wo es immer wieder zu
politischen Spannungen kommt», auf-
merksam. Indonesien habe in den letz-
ten Jahren in der Akzeptanz und der
Umsetzung der Menschenrechte Fort-
schritte erzielt. Trotzdem bleibe die
Situation der Menschenrechte «weiter-
hin verbesserungsfähig – unter anderem
in den Bereichen Gerichtswesen und
Strafvollzug».

Die Autorin ist Redaktorin der Nachrichtenagentur
SDA. Sie war 2006 ein Jahr für Peace Brigades Inter-
national in Papuas Hauptstadt Jayapura im Einsatz.

Sprachrohr
der Stämme

Der Papua-Botschafter Imbiri

O. I. U Während im unwegsamen
Dschungel manche Papua relativ un-
koordiniert bewaffneten Widerstand
gegen die indonesische Besetzung leis-
ten, treten die Ureinwohner politisch
immer wirkungsvoller organisiert auf.
Die politische Speerspitze ist das Papua
Presidium Council, ein 32-köpfiges Gre-
mium, das von zwei Volksversammlun-
gen (1961 und 2000) mandatiert worden
ist, den Separatismus voranzutreiben.
Daneben tritt vor allem der Traditio-
nelle Stammesrat Dewat Adat Papua
(DAP, Papua Customary Council) zu-
nehmend in Erscheinung. Dessen Ge-
neralsekretär Jerry Leonard Imbiri
weilte kürzlich in Genf, wo er im Rah-
men des Uno-Expertentreffens zur
Lage der Indigenen über die Situation
in seiner Heimat sprach.

Im Gespräch begründete Imbiri die
Ablehnung des Sonderautonomiesta-
tuts (Otsus) dadurch, dass die wahre
Macht nach wie vor in den Händen der
aufgezwungenen indonesischen Ver-
waltung liege. Heftige Abwehrreaktio-
nen erzeuge das Verbot der beinahe
mystisch verehrten Morgenstern-Flag-
ge. Der Raubbau an Bodenschätzen
und am Wald schreite ungehindert vor-
an. Die Papua hätten weder einen finan-
ziellen noch einen praktischen Vorteil
daraus. Zwar sei ein Regionalparlament
ernannt worden. Doch selbst dieses
habe kürzlich das Autonomiestatut «an
Jakarta retourniert». Nächstes Jahr ist
den Papua in Aussicht gestellt, ihr
Regionalparlament selber zu wählen.
Imbiri zweifelt nicht daran, dass dieses
sich erst recht gegen die «Pseudo-Auto-
nomie» wenden wird. «Die Papua ha-
ben den festen Wunsch nach Unabhän-
gigkeit. Als Institution kämpfen wir für
die freie Meinungsäusserung und das
Recht auf unser Land.»

Den etwas über 1 Million Papua ste-
hen bereits mehr als 1,5 Millionen Ein-

wanderer aus Java und Sumatra gegen-
über, die von Jakarta über das Projekt
Transmigrasi hergeholt worden sind. In
der demografischen Minderheit haben
die Papua erkannt, dass sie sich organi-
sieren müssen. Im Traditionellen Stam-
mesrat DAP sind 253 Ethnien vertre-
ten. Alle fünf Jahre hält der DAP eine
Generalkonferenz ab und alle zwei Jah-
re eine Versammlung. Für dringende
Fälle sind drei kleinere Räte abrufbar.

Obwohl Imbiri nicht zu den militan-
ten Verfechtern des Separatismus ge-
hört, sind Bedenken über seine Sicher-
heit omnipräsent. Im Internet zirkulie-
ren zum Beispiel kaum zu ertragende
Videoaufnahmen, die ein indonesischer
Polizist gedreht hat und die zeigen, wie
einem Papua die Gedärme mit dem
Bajonett ausgestochen werden und der
Sterbende dabei erst noch verhöhnt
wird. Etliche von Imbiris Gesinnungs-
genossen sind gefoltert und umgebracht
worden, er selber musste Verhaftungen
über sich ergehen lassen. Bei seinem
Besuch in der Schweiz erfährt er aus
dem Internet, dass der Vizerektor der
angesehenen Universität Cenderawasih
in Jayapura vergiftet worden sei – tot
nach einem Essen mit Beamten der
Wahlkommission. Nafi Sanggenafa habe
gefordert, die Quote der Papua an der
Studentenschaft müsse 90 Prozent be-
tragen, damit der Prozess der indigenen
Befähigung beschleunigt werde.

Dank dem Internet haben die Papua
ein klein wenig den Mantel des Schwei-
gens lüften können. In Australien,
Grossbritannien und Deutschland sind
Netzwerke entstanden, die Druck auf
ihre Regierungen und die Uno ausüben.
Eine besondere Verantwortung müssen
sich die Niederlande ankreiden lassen,
die ihre ehemalige Kolonie bis heute
schmählich im Stich gelassen haben.


